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citoyens connaissent désormais le droit. Nous apprenons de la sorte la maniére
dont s’organise cette diffusion dans les régions alémanique, francophone et italo-
phone, avec les conséquences que la guerre peut avoir sur celle-ci. A ce propos,
I’auteur nous fait remarquer que I'usage de I’écrit n’exclut cependant pas le re-
cours a la lecture des lois promulguées, soit en chaire soit sur les places publiques,
ce qui, en raison du nombre de textes législatifs, a pourtant I'inconvénient de fati-
guer 'auditoire. En outre, I’étude de Pascal Delvaux nous éclaire sur les difficul-
tés de toute cette entreprise, entre autres la question de ses coiits.

Le second volume est pour I’essentiel un instrument de travail précieux pour
tous les spécialistes travaillant sur cette période. En effet, 'auteur nous présente
systématiquement, du 12 avril 1798 au 22 mars 1803, dans une rable chronologique,
toutes les sources directes du droit promulguées par les différents organes de la
République et publiées dans les recueils allemand (Helvetische Sammlung), fran-
cais (Recueil helvétique), et italien (Raccolta elvetica). A cela s’ajoute une table
alphabétique comprenant mots clefs, noms propres et noms de lieux, laquelle
permet aux chercheurs de retrouver la loi au sens large qui y fait référence dans le
Recueil helvétique. Enfin, Pascal Delvaux nous offre une table de concordance de
tous les actes du Recueil helvétique en les renvoyant aux neuf premiers volumes
de la publication des Actensammlung aus der Zeit der Helvetischen Republik
(1798-1803), gigantesque opération conduite par Johannes Strickler, a la fin du
XIXe¢ début du XX siecle. Ainsi le lecteur peut-il, en feuilletant ces tables, se ren-
dre compte de ce qui constitue la législation de la République helvétique et cons-
tater notamment que la Constitution du 12 avril 1798 est la grande absente: en effet,
elle ne figure dans aucun de ces trois recueils.

En définitive, il s’agit d’une contribution essentielle a I’histoire de la Répu-
blique helvétique qui comble une grande lacune dans I’historiographie de cette
époque charniere de la Suisse. Victor Monnier, Genéve

Gérald Arlettaz, Silvia Arlettaz: La Suisse et les étrangers, Inmigration et forma-
tion nationale (1848-1933). Lausanne, Editions Antipodes, 2004, 167 S.

Die Schweiz verfiigt — von einigen Kleinstaaten abgesehen — mit einem
Prozentsatz von rund 20,5 iiber den hochsten Auslanderanteil Europas. Diese
statistische Tatsache, die sich teilweise aus der Attraktivitdt des schweizerischen
Wirtschaftsstandortes und des Fluchtlandes Schweiz, teilweise aus der restriktiven
Einbiirgerungspolitik und -praxis erklart, fiihrt dazu, dass die Immigration sowie
die Pridsenz von Auslindern in der Schweiz zu einem gesellschaftspolitischen
Dauerthema wurden. Zahlreiche Volksinitiativen, insbesondere in den zwanziger
Jahren und dann wieder zur Zeit der Hochkonjunktur nach dem Zweiten Welt-
krieg sowie in den aktuellen Debatten iiber den richtigen Weg in der Asylpolitik,
belegen dies ebenso wie die Griindungen von Parteien und politischen Organisa-
tionen, die das Thema «Auslidnder» zum programmatischen Schwerpunkt ihrer
Arbeit erhoben. Beispielsweise hatte in keinem anderen Land Europas der Begriff
der «Uberfremdung» einen derart grossen Einfluss auf die politische Kultur des
Landes wie in der Schweiz, und die Griindung der «Nationalen Aktion fiir Volk
und Heimat» in den 1960er Jahren war die erste xenophob ausgerichtete Partei
Europas der Nachkriegszeit. Auch der aktuelle Erfolg der «Schweizerischen Volks-
partei» mit ihrem radikalen, gegen die Integration der Schweiz in die Européische
Union ausgerichteten Kurs basiert in weiten Teilen auf der Reformulierung eines
fremdenfeindlichen, antietatistischen Gedankenguts helvetischer Provenienz.
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Mit ihrer Studie «La Suisse et les étrangers» legen die Historikerin Silvia
Arlettaz und der Historiker Gérald Arlettaz, die seit rund zwei Jahrzehnten unter-
schiedliche Aspekte der schweizerischen Migrations- und Auslidnderpolitik unter-
suchen, eine kleine, iiberzeugende und mit einem Quellenanhang versehene
Synthese ihres Arbeitens vor. Ausgangs- und Schlusspunkt ihrer Uberlegungen
bildet die skizzierte gesellschaftspolitische Aktualitdt von Ausldnderinnen und
Ausldndern in der Schweiz. Mochte man die aktuellen, grosstenteils hausgemach-
ten Probleme in der Ausldnder-, Fliichtlings-, beziehungsweise Asyl- und in der
Einbiirgerungspolitik besser verstehen, so fillt gemiss den Autoren der Periode
von der Griindung des modernen Bundesstaates von 1848 bis zum Inkrafttreten
des ersten Bundesgesetzes iiber «Aufenthalt und Niederlassung von Auslédndern»
(ANAG) im Jahre 1933 eine besondere Bedeutung zu. In dieser Phase wandelte
sich die Schweiz von einem Auswanderungs- zu einem Einwanderungsland. 1917
wurde zudem die fiir Immigrationsfragen entscheidende bundesstaatliche Institu-
tion gegriindet, die eidgendssische Fremdenpolizei. Im selben Zeitraum bildeten
sich — teilweise in einem interdependenten Verhiltnis zur Einwanderung der Aus-
linder — die Merkmale des «Nationalen» helvetischer Priagung heraus. In An-
lehnung an den franzosischen Sozialhistoriker Gérard Noiriel stiitzen sich die
Autoren bei der Beschreibung dieses Prozesses auf das Konzept der «formation
nationale»,das mit der Herausbildung des nationalen Raums umschrieben werden
konnte: Auf politischer, wirtschaftlicher, kultureller und gesellschaftlicher Ebene
avancierte die Nation seit der zweiten Hiélfte des 19. Jahrhunderts auch in der
Schweiz zum hegemonialen Wertmodell. Davon bestimmt war vor allem auch die
schweizerische Migrations- und Einbiirgerungspolitik. In diesem Prozess der «for-
mation nationale» stellte der Erste Weltkrieg, so Gérald und Silvia Arlettaz, den
zentralen Bruch zwischen einer tendenziell integrativen Phase und einer Phase der
Abwehr dar. Entsprechend unterteilen die Autoren den von ihnen gewihlten
Untersuchungszeitraum in die Zeit bis zum Ersten Weltkrieg (Die Schweiz — Ort
der Immigration) und in die Zeit zwischen 1914 und 1933 (Migrationspolitik der
Abwehr).

In der zweiten Hilfte des 19. Jahrhunderts fanden Tausende von politischen
Fliichtlingen Aufenthalt in der Schweiz, was die Schweiz auch teilweise zu einem
mystifizierenden Selbstbild zu nutzen wusste, wie dies vor allem Thomas Busset
nachgewiesen hat. Erschwert wurde hingegen seit dem ausgehenden 19. Jahrhun-
dert der Aufenthalt ausldndischer Fahrender. Zur gleichen Zeit setzte auch, ins-
besondere auf deutschen Druck, eine Kontrolle ausldndischer, sozialistischer und
anarchistischer Aktivisten ein, die in die Schweiz geflohen waren, oder von hier
aus ihre politischen Ziele zu verfolgen suchten. Aufgrund der giinstigen wirtschaft-
lichen Entwicklung und der besseren Verkehrsverbindungen stieg der Ausldander-
anteil in der Schweiz seit den 1880-er Jahren rasch an und betrug unmittelbar vor
Ausbruch des Weltkriegs 15 Prozent. Bei den Ausldnderinnen und Auslindern
handelte es sich hauptsdchlich um Arbeitsmigranten aus den Nachbarstaaten,
wobei Deutsche und Italiener die grossten Teile stellten. Die Migranten zogen vor
allem in die rasch wachsenden Stiddte Genf, Basel und Ziirich oder arbeiteten an
den infrastrukturellen Grossprojekten der Bahnen. Der Bundesrat sowie die da-
maligen Experten in Fragen der Sozialpolitik und Demografie erblickten in der
fehlenden Ausldanderpolitik je langer je mehr eine politische Gefahr. Noch immer
lagen die Verantwortung betreffend Zuwanderung, Niederlassung und Einbiirge-
rung sowie die entsprechenden sozialpolitischen Konsequenzen fast zur Ginze in
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der Verantwortung der Kantone und Gemeinden. In Zusammenarbeit mit den am
stiarksten betroffenen Kantonen setzte sich die Bundesregierung zum Ziel, den
Ausldnderanteil zu senken, was durch eine forcierte und erleichterte Einbiirge-
rungspolitik hétte erfolgen sollen. Doch eine zufriedenstellende Losung der Ein-
biirgerungsfrage auf gesamtschweizerischer Ebene wurde durch den Ausbruch des
Ersten Weltkriegs verhindert.

Der Erste Weltkrieg und der «Landesgeneralstreik» von 1918, die grosste so-
zialpolitische Krise der Schweiz im 20. Jahrhundert, verdnderten den Umgang mit
Ausldnderinnen und Auslidndern radikal. Trotz eines deutlichen Riickgangs des
Ausldanderanteils infolge des Ersten Weltkriegs fanden die ersten grosseren innen-
politischen Auseinandersetzungen zur «Fremdenfrage» wihrend der zweiten
Hilfte des Ersten Weltkriegs und wihrend der unmittelbaren Nachkriegsjahre in
einer sozial- und wirtschaftspolitisch dusserst gespannten Atmosphire statt. Unter
dem Einfluss des Kriegs konkretisierten sich protektionistische Ideen sowohl in
wirtschafts- als auch in gesellschaftspolitischen Bereichen. Eine vorerst proviso-
rische Niederlassungspolitik ersetzte die Freiziigigkeit im internationalen Perso-
nenverkehr. Mit der eidgendssischen Fremdenpolizei beziehungsweise mit deren
Vorlduferin setzte seit 1917 eine bundesstaatliche Kontrolle der neuen Politik der
Abwehr sowie eine institutionalisierte Form der Beschiftigung mit der «Aus-
linderfrage» ein. Ihre Hauptaufgabe erkannte die neue Amtsstelle in der Uber-
fremdungsbekdmpfung. Im Wechselspiel von polizeilichen sowie wirtschafts- und
bevolkerungspolitischen Uberlegungen wurde «Uberfremdung» zum Schlagwort,
zum beherrschenden Begriff innerhalb der Auslidnderfrage. Das Hauptanliegen
der Behorden war es, unter Leitung der Chefbeamten Ernst Delaquis und Hein-
rich Rothmund die Zuwanderung durch eine vorerst quantitative, zunehmend
aber durch eine «qualitative Auswahl» mitzubestimmen. Dabei wurde von einer
inneren Geschlossenheit, von einer inneren Verbundenheit, einer nationalen Ver-
wandtschaft von Schweizern ausgegangen. Mit der eidgendssischen Fremden-
polizei erhielt die Schweiz im Bereich der Migrationspolitik so nicht nur eine
zentralstaatliche Institution. Zugleich wurde der Ubergang von einer grundsitz-
lich republikanischen zu einer ethnischen Konzeption von «Nation» und «Frem-
denfrage» behordlich verankert. So wurde ein Prozess abgeschlossen, der, gemaéss
den Autoren, seit 1908 wirksam war (8. 78).

In diesem Tranformationsprozess spielten intermedidre Organisation wie die
1914 gegriindete «Neue Helvetische Gesellschaft» oder kulturelle Foren wie die
Zeitschrift «Wissen und Leben» eine bedeutende Rolle. Die ausschliessenden
Praktiken sowie die Kriterien eines volkswirtschaftlichen Utilitarismus richteten
sich vor allem gegen jiidische und politisch links gerichtete Immigranten. Diese
Abwehrideologie hatte massgeblichen Einfluss auf die Ausarbeitung des «Geset-
zes liber Aufenthalt und Niederlassung von Ausldndern» (ANAG) aus dem Jahre
1931.Mit diesem Gesetz erhielten die Behordenvertreter die rechtliche Grundlage
und das Instrument fiir die Praxis der Uberfremdungsbekimpfung. Auch nach der
Machtergreifung der Nationalsozialisten in Deutschland im Jahre 1933 und nach
Ausbruch des Zweiten Weltkriegs sollte die Uberfremdungsbekdmpfung oberstes
handlungsleitendes Motiv der Beamten bleiben und indirekt wihrend Jahrzehn-
ten auch die restriktive Einbiirgerungspolitik mitbestimmen.

Patrick Kury, Basel und Bern
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